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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: „°„„° „„„„„„„„„ o„„„„„„°

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 250 Mai 4975 durch

Vorsitzende Richterin Dro S c h w a r 2, Richter

Dr° B a r e s e l und Richter Dr° w u 1 f h o r s t

und die ehrenamtlichen Richter B r o s t und

S 2 a b l e w 5 k i für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 27° Oktober 1974 wird aufgehobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—a

scheidung an das Lendessozialgericht zurückverwie—

sen°
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Der in Dabrowno (Polen) wohnhafte Kläger beansprucht die
Gewährung von Versorgungsleistungen nach 5 64 Abso 2

Satz 2 Bundesversergungsgesetz° Sein Antrag wurde abge—

wiesen, sein Widerspruch mit Bescheid vom 51° Oktober

1969 zurückgewieseno Das Sozialgericht (SG) Münster wies
durch Urteil vom 510 Juli 1970 die Klage ab; das Urteil

wurde mit eingeschriebenem Brief am 70 August 1970 an
den Kläger abgesandt„ laut Rückschein wurde die Sendung

dem Kläger am 179 August 1970 in Dabrowno ausgehfindigt°

Das an das SG gerichtete Berufungsschreiben des Klägers

vom 200 Dezember 1970 traf am 40 Januar 1971 in Münster

ein und wurde am 6° Januar 1971 dem Landessozialgericht

(LSG) Nordrhein—Westfalen zugeleitet° Das LSG hat durch

Urteil vom 270 Oktober 1971 die Berufung des Klägers als

unzulässig verworfen, weil der Kläger die am 17° November

1970 abgelaufene Berufungsfrist von 5 Monaten nach Ur—

teilszustellung schuldhaft versäumt habe (55 151, 87

Abso 1 Satz 2, 64, 158 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)ok

Das Urteil ist als Einschreibsendung gegen Rückschein

dem Kläger am 8° November 1971 in Dabrowno'ausgehändigt

werden°

Mit Schreiben vom 29° Dezember 1971„ das am 150 Januar

1972 beim Bundessozialgericht eingegangen ist„ hat_der
Kläger Einwände gegen das Berufungsurteil geltend ge—
macht und ein Schreiben der Gemeindeverwaltung vorge—
legt, worin ihm sein Unvermögen zur Bestreitung der

Kosten eines Prozeßbevollmächtigten bescheinigt wirdo

Nach Bewilligung des Armenrechts hat der dem Kläger bei—

geordnete Prozeßbevollmächtigte fristgerecht Revision '

eingelegt mit dem Antrag,
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.unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils die Sache zur anderweitigen

Verhandlung und Entscheidung an das

Berufungsgericht zurückzuverweiseno

Zur Begründung hat er ausgeführt, das LSG habe die Ver—

fahrensvorschriften der 55 454 Abs° 4, 458 Abs° 4 sec,
55 4, 44 und 45 Verwaltungszustellungsgesetz (VWZG) ver—
lletzto Die Zustellung des erstinstanzliehen Urteils

hätte nicht durch eingeschriebenen Brief erfolgen dür—

fen, da % 4 VwZG auf Zustellungen im Ausland nicht an—

wendbar sei° Vielmehr hätte die Zustellung nach 5 45
oder 5 44 VWZG vorgenommen werden müssen° Die Berufung

des Klägers sei deshalb; rec tzeitig eingelegt werden

und hätte nicht verworfen werden dürfen°

Der Beklagte hat von einer Stellungnahme abgesehen°

II

Die vom LSG nicht zugelassene Revision des Klägers ist

gemäß 5 462 Abs° 4 Nr„ 2 SGG statthaft, denn der Kläger

hat es zutreffend als einen wesentlichen Mangel des Be—

rufungsverfahrens gerügt, daß das LSG seine Berufung als

unzulässig verworfen hat, statt die gebotene Sachent—

scheidung zu treffen (BSG 4, 283, 286, 287; SozR Nr° 24

zu 5 462 see)° '

Das SG hat sein Urteil dem Kläger an dessen Wohnort in

Polen durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein über—

mitteln lassen° Diese in 5 4 VWZG geregelte Zustellungs—

art ist jedoch — wie der Senat im Urteil vom 540 Januar

4975 (SozR Nr° 4 zu 5 44 VwZG) dargelegt hat — bei Zu—

stellungen im Ausland nicht anwendbar; vielmehr kommt

für Zustellungen an in Polen wohnhafte Prozeßbeteiligte

seit Errrichtung der Deutschen Botschaft in Warschau

(44„9°4972) allein das Verfahren nach 5 44 Abs„ 4 VWZG in
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Betracht, während bis zu diesem Zeitpunkt eine öffent—

liche Zustellung (@ 45 Abs° 4 Buchst° c Absätze 2 und 3
VWZG; Nr° 49 Abs„ 5 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrif—

ten zum VWZG idF vom 45°42;4966) vorzunehmen war„ Durch

diese zwingende Regelung wurde dem SG das sonst bestehende

Wahlrecht zwischen den einzelnen Zustellungserten (% 2

_Abs° 2 VWZG) entzogen°

Die fehlerhafte Zustellung des erstinstenzlichen Urteils

an den Kläger konnte — was das LSG verkannt het — gemäß

5 9 Abs„ 2 VWZGnicht die Berufungsfrist in Lauf setzen°
Diese Frist war somit weder am 470 NOVember 4970 noch im

Januar 4974 abgelaufen, die Berufung des Klägers war also

rechtzeitig eingelegt; des LSG hätte deshalb über dieses

Rechtsmittel in der Sache entscheiden müssen, die im ange—

fochtenen Urteil ausgesprochene Prozeßabweisung bedeutet

einen wesentlichen Verfehrensmangel° Das angefochtene Ur—

teil muß aufgehoben werden, da nicht auszuschließen ist,

daß das LSG bei richtigen Verfahren zu einer den Kläger

günstigeren Entscheidung gelangen könnte° Mangels hin—
reichender tatsächlicher Feststellungen muß der Rechts—

streit gemäß 5 470 Abs° 2 Satz 2 SGG an das LSG zurück—-
verwiesen werden, dem auch die Entscheidung über die

sußergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens über—

lassen bleibt, .
1
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